
Beschäftigte aus dem Einzel- und Versandhandel sowie aus dem Groß- und Außenhandel in NRW bei einer Streikkundgebung Anfang Juni 
in Düsseldorf. Auch in Baden-Württemberg werden immer wieder Kaufhof-Standorte bestreikt (Foto rechts: Mannheim). Die allerersten 
Zalando-Streiks hat es im brandenburgischen Brieselang (Mitte) gegeben. Wie bei H&M im bayerischen Würzburg (unten) fordern bundes-
weit die Streikenden spürbar mehr Geld und allgemeinverbindliche Tarifverträge.� FOTOS: DIETRICH HACKENBERG, VER.DI,  PETER KÖNIG
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Nach über 3.000 Arbeitsniederlegun­
gen bundesweit stand zu Beginn der 

zweiten Juli-Woche das Signal im Einzel- 
und Versandhandel auf noch mehr Aktio­
nen für deutlich spürbare Verbesserun­
gen der Realeinkommen. Als am Abend 
des 10. Juli auch die 5. Verhandlungs­
runde in Baden-Württemberg ergebnis­
los blieb, zeichnete sich – nicht nur in 
dieser Tarifregion – eine weitere Zuspit­
zung des Konflikts ab. »Es wird heiß«, 
hieß es bei ver.di und dies war keines­
wegs eine Wetterprognose. Öffentlicher 
Druck für Tarifverträge, die verbindlich 
für alle gelten, geht zunehmend von der 
ver.di-Kampagne »Einer für alle!« aus.

Arbeitgeber sind uneins

Für die Beschäftigten im nordrhein-
westfälischen Groß- und Außenhandel 
verhandelte ver.di Anfang Juni schnell 
und erfolgreich. Der Abschluss mit Ent­
gelthöhungen um 2,5 Prozent in diesem 
Jahr und weiteren 2 Prozent im nächsten 
ist bereits in fast allen Tarifgebieten 
nachvollzogen worden (Seite 3). 

Dagegen wuchs bei Redaktionsschluss 
in vielen Einzelhandelsbetrieben der Ärger 

über die Arbeitgeber, die zum Teil Kapital­
renditen auf Rekordniveau einfahren, 
ihr Personal aber mit Peanuts abspeisen 
wollen. Für das Unternehmerlager stellte 
sich die Frage, wer sich durchsetzen wür­
de: Die Hardliner, die von Beginn an auf 
Minimalerhöhungen – also sinkende Real­
löhne und Altersarmut – gesetzt haben 
oder die Unternehmensvertreter, die sich 
mit vernünftigen Angeboten nicht zuletzt 
auch wieder Ruhe im Betrieb verschaf­
fen wollen. Aus dem Schwarz-
Konzern (Kaufland, Lidl) wird 
eine »deutliche Verbesserung für 
die Mitarbeiter der gesamten 
Branche« befürwortet. Lidl-Chef 
Dokozic nannte Erhöhungen 
um jeweils 3 Prozent.

Zwar hatte es nach etwa 
zwei Monaten endlich Bewe­
gung am Verhandlungstisch 
gegeben, als die Arbeitgeber­
seite Anfang Juli zunächst in 
NRW, danach in Bayern und 
Baden-Württemberg ihr ur­
sprüngliches Angebot ein wenig aufbes­
serte: Statt 1,5 Prozent boten sie jetzt 
2 Prozent für 2017 und statt 1,0 Prozent 
jetzt 1,8 Prozent für 2018; auch die nicht 

tabellenwirksamen Einmalzahlungen von 
jeweils 150 Euro waren vom Tisch. Dies 
bedeutete aber aus Sicht von ver.di im­
mer noch Reallohnsenkungen, da von 
höheren Steigerungen bei den Preisen 
auszugehen ist.

Altersarmut bekämpfen

»Vor dem Hintergrund, dass 70 Pro­
zent der Beschäftigten akut von 

Altersarmut bedroht sind, helfen 
deutliche Entgelterhöhungen und 
eine Rentenreform zugunsten der 
Beschäftigten, um Menschen ein 
würdevolles Leben im Alter zu 
ermöglichen«, so Hubert Thier­
meyer, ver.di-Verhandlungsführer 

in Bayern. »Davon ist das An­
gebot noch weit entfernt.« 

Ähnlich äußerten sich Bernhard 
Franke (Baden-Württemberg) 
und Silke Zimmer (NRW; siehe 
nebenstehenden Kommentar). 
Von Anfang an hat es in dieser 

Tarifrunde wieder sehr unterschiedliche, 
oft phantasievolle Streikaktionen gege­
ben – teils aus dem laufenden Betrieb 
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Klares Signal: Noch 
mehr Tarifaktionen

Nirgendwo sonst 
ist das Armutsrisi-
ko nach einem 
harten Berufsle-
ben so groß wie 
im Handel. Bis zu 
2,5 Millionen Be-
schäftigte, die 
meisten Frauen, 
sind unmittelbar bedroht. Das ist 
höchst alarmierend. Deshalb unsere 
Forderung: Sowohl die Herren und 
Damen in den Unternehmenszentra-
len als auch die politisch Verantwort-
lichen dürfen nicht länger die Augen 
vor diesem Skandal verschließen, der 
eine direkte Folge des Verdrän-
gungswettbewerbs ist. Zuallererst 
muss die zu Lasten der Beschäftigten 
ausgefochtene Konkurrenz gestoppt 
werden. Überfällig sind u.a. wirk-
same Maßnahmen gegen Tarifflucht, 
Billiglöhne, erzwungene Teilzeit und 
andere prekäre Jobs. Mit der Kampa-
gne »Einer für alle!« fordern wir in 
NRW gemeinsam mit allen anderen 
Tarifregionen die Allgemeinverbind-
lichkeit der Tarifverträge. Sie sollen 
Existenzen sichern und wieder ein-
heitlich für alle gelten. Noch sperren 
sich viele Arbeitgeber heftig. Dabei 
sollten sie eigentlich wissen, dass wir 
einen langen Atem haben…

S I L K E  Z I M M E R , ver.di-Landes-
fachbereichsleiterin Handel in NRW

Fortsetzung auf Seite 2
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Nach dem vor Gericht gescheiterten 
Versuch von Lidl, ein unbequemes Be­
triebsratsmitglied im Lager Graben au­
ßerordentlich zu kündigen, stößt jetzt 
auch der widerrechtliche Umgang mit 
Leiharbeitskräften auf starke Kritik. 

Zum Streikbruch  
gezwungen

Unter Androhung von Gehaltsabzug 
waren sie Mitte Juni zum Streikbruch 
gezwungen worden. »Was die Firma Lidl 
zusammen mit der Verleihfirma German 
Logistics veranstaltet, ist ein riesengro­

Bereits an drei Tagen ist ein Großteil 
der Beschäftigten des Lidl-Ausliefe­

rungslagers in Graben bei Augsburg in 
den Solidaritätsstreik getreten. Während 
der Tarifauseinandersetzung des Einzel- 
und Versandhandels haben die Strei­
kenden seit Anfang Juni auf diese Wei­
se ihre Kolleginnen und Kollegen aus 
anderen Betrieben unterstützt und 
gleichzeitg auch auf ihre eigene Situa­
tion aufmerksam gemacht.

In Graben pflegt Lidl einen zum Teil 
skandalösen Umgang mit dem Personal: 
»Der Arbeitgeber behauptet ein Spedi­
tionsunternehmen zu sein und wendet 

den entsprechenden Tarifvertrag an, der 
in der Summe rund ein Drittel unter dem 
Niveau des Einzelhandels liegt«, so der 
Augsburger ver.di-Streikleiter Thomas 
Gürlebeck. Die Belegschaft in Graben, 
die mehr als 90 Filialen mit Ware belie­
fert, ist damit deutlich schlechter gestellt 
als zum Beispiel die Belegschaft im Lidl-
Lager Eggolsheim, wo nach Einzelhan­
delstarif bezahlt wird: »Diese schreien­
de Ungerechtigkeit bringt viele Kolle­
ginnen und Kollegen auf. Als ver.di haben 
wir im Betrieb inzwischen einen Orga­
nisationsgrad von über 60 Prozent, Ten­
denz steigend.«

ßer Skandal«, betont Gürlebeck. Hin­
tergrund: Nach dem Arbeitnehmerüber­
lassungsgesetz dürfen Leiharbeitskräfte 
nicht als Streikbrecher eingesetzt wer­
den, ihnen steht in solchen Fällen ein 
Leistungsverweigerungsrecht zu (§11 
Abs. 5). Nach ver.di-Informationen tritt 
German Logistics gegenüber seinen Be­
schäftigten auch als Vermieter auf, der 
ihnen Wohnplätze zu völlig überzogenen 
Preisen überlässt. »Von einer solch un­
seriösen Firma sollte Lidl sich umgehend 
trennen«, meint Gewerkschafter Gürle­
beck, der weiter am Ball bleibt.
 � A N D R E A S  H A M A N N

Protest gegen skandalöse PraktikenAlarm wegen 
Zara und H&M
Immer wieder werden aktuell auch 
Zara und H&M bestreikt. In München 
und anderen Städten kommt es dabei 
regelmäßig zu Äußerungen des Pro-
tests gegen die Personalpolitik und das 
Vorgehen gegen unbequeme Betriebs-
räte. In die öffentliche Kritik geraten 
ist kürzlich Zara, weil Mütter sowie 
Beschäftigte mit längeren Krankheits-
phasen wie »Risikogruppen« behan-
delt worden sind. In mehr als 40 Fällen 
sollten Betroffene – auch unter Kün-
digungsdrohungen – zu Aufhebungs-
verträgen gedrängt werden. Dagegen 

P E R S O N A L P O L I T I K

Fortsetzung auf Seite 4, Spalte 1
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  BETRIEBSRATSWAHLEN: Unter-
stützt von ver.di ist bei der Zalando 
Content Creation in Erfurt, wo die 
Waren fotografisch und inhaltlich in 
Szene gesetzt werden, Anfang Mai 
der deutschlandweit vierte Betriebsrat 
in der Zalando-Gruppe gewählt wor-
den. Unterdessen hat es auch in zwei 
weiteren Media-Märkten (Karlsruhe 
und Trier) erfolgreiche Betriebsrats-
wahlen gegeben.

»E INER  FÜR  ALLE«

heraus (z.B. Kaufhof), teils als Solidaritäts­
streik (Lidl Graben, real,-). Fast immer 
spielt die Forderung nach Allgemeinver­
bindlichkeit der Tarifverträge eine große 
Rolle. Regelmäßig werden tarifflüchtige 
und tariflose Unternehmen bestreikt – von 
Amazon über OBI bis hin zu Toys »R« 
Us, Dehner, Karstadt Sports und Wöhrl. 
Zum allerersten Mal hat es Arbeitsnie­
derlegungen bei Zalando in Brieselang/
Brandenburg gegeben (siehe Interview 
rechts). 

Gegen Lohndumping und
Verdrängungswettbewerb

Im Rahmen der ver.di-Kampagne »Einer 
für alle!« geht es um das Ziel, dass die 

Tarifverträge nicht nur 
in tarifgebundenen Un­
ternehmen, sondern 
branchenweit für alle 
gelten, bekräftigt der 

Tarifkoordinator für den 
Einzelhandel Orhan 
Akman. Noch lehnen 

der Handelsverband HDE 
und seine regionalen Glie­

derungen diese Forderung strikt ab. 
Breite Unterstützung kommt dagegen 

aus den Betrieben, z.B. von Betriebsräte­
versammlungen bei Adler, Zara, Esprit, 
H&M, real,- und Toys »R« Us. »Wir brau­
chen dringend allgemeinverbindliche 
Tarifverträge, um die Beschäftigten vor 
Lohndumping und schlechten Arbeitsbe­
dingungen zu schützen«, sagt ver.di-Bun­
desvorstandsmitglied Stefanie Nutzen­
berger. »Im Rahmen der AVE-Kampagne 
haben wir uns an die Arbeitsministerien 
der Länder gewandt und sie über die 
Erosion der Tarifverträge informiert. Da­
zu wird es noch eine Reihe von Gesprächen 
geben«, ergänzt Orhan Akman. »An­
geschrieben haben wir auch die 22 
wichtigsten Einzelhandelsunternehmen, 
mit einigen sind wir bereits im Austausch 
über die Notwendigkeit allgemeinver­
bindlicher Tarifverträge.«

Für eine Reform, die allgemeinverbind­
liche Tarifverträge erleichtern 
und damit das Risiko millionen­
facher Altersarmut verringern 
soll, haben sich schon zahl­
reiche Politiker per Unter­
schrift in einer Postkarten­
aktion an die Regierung bzw. 
in einem »Kontrakt für die 
Zukunft der Beschäftigten« 
ausgesprochen. Sie unter­
stützen zugleich »Maßnah­

men gegen den ruinösen 
Wettbewerb im Einzelhan­

del, der Existenzen vernich­
tet«. Unter ihnen der SPD-Vorsit­

zende und Kanzlerkandidat Martin Schulz 
sowie Dietmar Bartsch, Fraktionsvorsit­
zender der Linken im Bundestag und 
Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin der 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grü­
nen für ArbeitnehmerInnenrechte). Ein 
positives Echo kommt selbst aus den 
Reihen der CSU-Landtagsfraktion in 
Bayern. Die Postkartenaktion läuft bis 
kurz vor der Bundestagswahl im Sep­
tember, das Kampagnen-Material ist über 
die ver.di-Geschäftsstellen zu beziehen 
(Infos zur AVE-Kampagne siehe auch: 
verdi.handel.de)

� A N D R E A S  H A M A N N

Fortsetzung von Seite 1

E iniger Druck und Entschlossenheit zu 
Aktionen waren nötig, um den Tex­

tilienhändler Esprit zu ernsthaften Tarif­
verhandlungen zu bewegen. Am 5. Mai 
konnten ver.di und die Tarifkommission 
einen hervorragenden Abschluss prä­
sentieren: Rückwirkend zum 1. April 
erkannte Esprit darin alle regionalen 
Flächentarifverträge für den Einzelhan­
del an.

»Entsprechend gute Stimmung 
in Outlets und Stores«

»Überglücklich«, »wahnsinnig happy«, 
»so froh« – das waren einige der Reak­
tionen von Esprit-Beschäftigten, wie die 
Gesamtbetriebsratsvorsitzende Nuray 
Yalcin berichtet. »Erst Ende 2016 hatte 
Esprit den seit 2013 bestehenden An­
erkennungstarifvertrag zum 31.3.2017 
gekündigt. Nun haben wir dank der 
großen Aktionsbereitschaft der Kolle­
ginnen und Kollegen die Tarifbindung 
lückenlos zurück – und entsprechend 
gute Stimmung in Outlets und Stores.« 
Die Kündigung des Anerkennungstarif­
vertrages durch den Arbeitgeber war 
nicht ganz überraschend gekommen, 
hatte Esprit doch bereits viermal in den 
zurückliegenden zwei Jahren Verhand­

lungen über einen Sanierungstarifver­
trag beantragt. 

»Wir haben keinen Sanierungstarifver­
trag verhandelt, weil das Unternehmen 
auch nach Einschätzungen des GBR, Wirt­
schaftsausschusses und einer unabhängi­
gen Wirtschaftsprüferin kein Sanierungs­
fall ist«, stellt Cosimo-Damiano Quinto 
vom ver.di- Bundesfachbereich fest. Der 
Tarifabschluss belege, dass Esprit weiter 
in der Lage sei, Tariflöhne zu zahlen.

Aktive ver.di-Mitglieder

»Einmal mehr zeigt der Ausgang dieser 
Tarifverhandlungen, wie wichtig viele 
aktive ver.di-Mitglieder in einem Betrieb 
sind, um unsere gemeinsamen Ziele durch­
zusetzen, sowie außerdem eine hervor­
ragende Zusammenarbeit zwischen Ge­
werkschaft und GBR«, sagt der ver.di-
Unternehmensbetreuer weiter. Denn 
auch nach einem erreichten Abschluss 
gehe der Einsatz für gute Arbeitsbedin­
gungen und gute Entlohnung weiter.

Die Betriebsräte bei Esprit unterstützen 
die ver.di-Kampagne zur Allgemeinver­
bindlichkeit (AVE) der Tarifverträge. Eine 
Betriebsräteversammlung hat dies in 
einer Resolution Ende April einstimmig 
beschlossen.� G G

Streikende Esprit-Beschäftigte in der laufenden Tarifauseinander-
setzung bei einer Kundgebung in Nürnberg� FOTO: HUBERT THIERMEYER

Zurück in die 
Tarifbindung

B E I  E S P R I T  W U R D E  E I N  W I C H T I G E R  A B S C H L U S S  E R R E I C H T

terstützt. So lange Zalando nicht auf 
unsere Forderungen eingeht, wird der 
Arbeitskampf fortgesetzt. Die Tarifkom­
mission will die Tarife für den Einzel- und 
Versandhandel durchsetzen und fordert 
einen Anerkennungstarifvertrag. 

Wie hat Zalando reagiert?
WRONOWSKI: Der Arbeitgeber hat uns 

einen »Zukunftstarifvertrag« aus dem 
Bereich Logistik als Gegenvorschlag prä­
sentiert. Das hieße, die schlechten Löh­
ne von 10,12 Euro pro Stunde festzu­
schreiben und irgendwann ein paar Cent 
mehr zu bekommen. Der Anerkennungs­
tarifvertrag Einzel- und Versandhandel 
ist für uns nicht verhandelbar – allenfalls 
der Weg dahin. Klar ist, dass Zalando 
an Endkunden verkauft und damit unter 
diesen Tarifvertrag fällt. Die Kolleginnen 
und Kollegen wollen für ihre gute Arbeit 
endlich anständig bezahlt werden.

Rasant hat sich der ver.di-Mitglieder-
anteil bei Zalando im brandenbur-
gischen Brieselang entwickelt. Beim 
Stand von mehr als 400 – knapp über 
100 warb allein die Kollegin Birgit 
Poser – wurde Ende April erstmals 
beim Online-Händler eine Tarifkom-
mission gewählt, die umgehend Ta-
rifverhandlungen forderte. Da die 
Vorstellungen in der ersten Runde 
weit auseinanderlagen, rief ver.di 
Mitte Juni zum Streik auf. 

Wie kommen die ersten Streiks in der 
Geschichte Zalandos an?

KONNY WRONOWSKI: Die Stimmung 
ist ausgezeichnet, die Teilnahme kann 
sich sehen lassen. Am ersten Streiktag 
waren in der Spätschicht rund 200 Be­
schäftigte dabei, eine Woche später 
haben wir einen 24-Stunden-Streik auf 
die Beine gestellt, an dem sich insgesamt 

über alle drei Schichten mehr als 200 
Leute beteiligt haben. Auch Kolleg/innen 
von Kaufland und H&M haben uns un­

Was fordert die Tarifkommission außer 
dem Anerkennungstarifvertrag?

WRONOWSKI: Zalando äußert sich wi­
dersprüchlich zur Zukunft des Standor­
tes Brieselang. Mal ist die Rede davon, 
dass hier Ende 2018 Schluss sein könn­
te. In der ersten Tarifverhandlungsrunde 
bot der Arbeitgeber an, den Standort 
bis Ende 2019 zu garantieren. Wir haben 
in der Tarifkommission allerdings be­
schlossen, dass wir eine Standortsiche­
rung mindestens bis Ende 2023 haben 
wollen. Weiteres Thema ist die Abschaf­
fung der sachgrundlosen Befristung. 
Viele Beschäftigte werden zunächst für 
zwei Jahre befristet eingestellt und an­
schließend übernommen. Für die Betrof­
fenen bedeutet das zwei Jahre lang 
Zukunftsangst. Wir meinen, dass die 
Probezeit reicht, um einen Beschäftigten 
einzuschätzen.
I N T E R V I E W :  G U D R U N  G I E S E 

NACH
GEFRAGT Streikpremiere bei Zalando

I N T E R V I E W  M I T  K O N N Y  W R O N O W S K I ,  V O R S I T Z E N D E R  D E R  T A R I F K O M M I S S I O N

Konny Wronowski, Sprecher der 
ver.di-Vertrauensleute in Briese-
lang und Vorsitzender der Tarif-
kommission.� FOTO: GIESE

V iele Kunden reagieren geschockt: 
Dass Baumarkt-Riese OBI nicht nach 

Tarif bezahlt, können manche kaum glau­
ben, wenn Streikende davon berichten, 
präsentiert sich das Unternehmen nach 
außen doch als »Top-Arbeitgeber«. Aller­
dings verbirgt sich hinter diesem erkauf­
ten Titel ein knallhartes Unternehmen, 
das Tarifverhandlungen ablehnt.

»Die Geschäftsleitung lässt Leute aus 
der Zentrale als Streikbrecher einfliegen. 
Das ist die einzige indirekte Reaktion 
auf unseren Arbeitskampf«, sagt Andreas 
Menzel, Betriebsratsvorsitzender im OBI 
Markt Dresden-Weißig und GBR-Mitglied. 
In Dresden und Umgebung sind die Be­
schäftigten in den zurückliegenden Mo­
naten immer wieder auf die Straße ge­
gangen, um für einen Anerkennungs­
tarifvertrag zu streiken. Denn bereits 
2001 ist das zu Tengelmann gehörende 
Unternehmen aus der Tarifbindung aus­
gestiegen. Einige Zeit orientierte sich OBI 
noch an den Tariferhöhungen des Ein­
zelhandels. Doch das ist längst vorbei.

Andreas Menzel weiß, dass der Ab­
stand zu den Einzelhandelstarifen immer 
größer wird. »Bis zu 400 Euro monatlich 
kann die Differenz betragen!« Die Be­
schäftigten litten unter Zukunftsangst, 
zumal viele keine Vollzeitstelle hätten. 
»An ausreichende Rente ist bei so einem 
Gehalt kaum zu denken«, bringt es der 

BR-Vorsitzende auf den Punkt. Die Streik­
bewegung bei OBI hat unterdessen wei­
tere Regionen erreicht: Thüringen, Sach­
sen-Anhalt, Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Niedersachsen. Ende Mai legten 
Beschäftigte von OBI Hannover sowie aus 
Filialen rund um Stuttgart die Arbeit un­
ter dem Motto »Schluss mit dem Lohn­
diebstahl!« nieder.

Klar sei, dass immer mehr Beschäftigte 
sich nicht mit ihrer miserablen Entlohnung 
abfinden wollen, sagt Thomas Voß, der 
auf ver.di-Bundesebene für OBI zuständig 
ist. »Was es mit den Betriebsräten keinesfalls 
geben wird, ist ein von OBI gewünschtes 
eigenes Entgeltsystem, denn sie wissen 
genau, dass ein solcher Weg dauerhaft 
weniger Geld und schlechte Arbeitsbe­
dingungen bedeutet.« Die Streikbewe­
gung wird sich also fortsetzen, auch über 
die aktuelle Tarifrunde hinaus. � GG

Gewerkschaftsrechte für die Handels­
beschäftigten müssen gemeinsam 

vor Ort und international erkämpft, ver­
teidigt und ausgebaut werden. Dies ist 
eine der Kernbotschaften der Weltkon­
ferenz von UNI Commerce, die im Handel 
weltweit 160 Gewerkschaften mit etwa 
vier Millionen Mitgliedern vereint und 
zur UNI Global Union gehört. Das Treffen 
fand vom 13. bis zum 15. Juni 
in Berlin statt. »Gegenseitige 
Vernetzung und Solidarität 
über die Landesgrenzen hinaus 
und entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette – bis hin 
zu den Beschäftigten in der 
Zulieferindustrie – sind das A 
und O für mehr Durchsetzungs­
kraft und Erfolge«, so ver.di-Bundesvor­
standsmitglied Stefanie Nutzenberger. 

Dies setze zugleich Fortschritte bei der 
gewerkschaftlichen Organisierung in den 
Betrieben voraus, um die Forderungen 
für existenzsichernde Löhne, gesunde 
Arbeitsbedingungen sowie sichere Jobs 
unüberhörbar zu machen. Über den 
Kampf für die Anbindung an die Tarif­
verträge des Einzel- und Versandhandels 
berichteten vor den etwa 300 Delegier­
ten die ver.di-Aktiven Thomas Rigol (Ama­
zon Leipzig) und Konny Wronowski (Za­
lando Brieselang). ver.di-Vorsitzender 
Frank Bsirske betonte die internationale 

Zusammenarbeit u.a. bei Amazon. Philipp 
Jennings, Generalsekretär von UNI, würdig­
te den Bangladesch-Accord für Brand­
schutz und Gebäudesicherheit in der Textil­
industrie, der nach der Katastrophe von 
Rana Plaza unter starker Beteilung von 
UNI ins Leben gerufen wurde. Er forderte, 
diese Regelung auszuweiten. 

Zum Vorsitzenden von UNI Commerce 
wählten die Delegierten in Ber­
lin Stuart Appelbaum von der 
Gewerkschaft RWDSU aus den 
USA. Mathias Bolton ist wei­
terhin Abteilungsleiter für den 
Handelsbereich. Er hob die Be­
deutung der globalen Abkom­
men zu Gewerkschaftsrechten 
hervor, die UNI mit einigen 

international aktiven Konzernen abge­
schlossen hat, u.a. Metro. 

Letzte Meldung: Ende Juni ist der Bang­
ladesch-Accord mit verbesserten Regelun­
gen verlängert worden. »Nun müssen alle 
Händler, die den alten Accord unterzeich­
net hatten, auch dem neuen beitreten und 
wir brauchen weitere Unternehmen«, for­
derte Stefanie Nutzenberger. Dass H&M 
und Inditex (Zara) unterzeichnet haben, 
wertet sie als Ergebnis der guten Zusam­
menarbeit von ver.di mit der Textilge­
werkschaft NGWF aus Bangladesch und 
des Drucks der Betriebsräte von H&M 
und Zara. � A H A

Gegen LohndiebstahlInternational vernetzt
O B I - B E S C H Ä F T I G T E  K Ä M P F E N  F Ü R  T A R I FW E LT K O N F E R E N Z  V O N  U N I  C O M M E R C E

Tarifaktion bei OBI Erfurt-Süd
� FOTO: VER.DI
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GROSS- UND 
AUSSENHANDEL

KURZ & KNAPP
 ÜBERNAHME: Transgourmet 
Deutschland steigt mit einem Zukauf 
in den Getränkegroßhandel ein und 
übernimmt rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 2017 eine 70-prozentige Mehr-
heit an der Handelsplattform Team 
Beverage. 

 NEUE TK BEI BAYWA: Die neue, 
nun neunköpfige Tarifkommission 
beim Agrarhandel BayWa hat am 19. 
Juni erstmals getagt und sich auf die 
anstehenden Tarifverhandlungen 
vorbereitet. Die werden am 14. Juli 
(nach Redaktionsschluss) beginnen.

Möglichst zügig zu guten Abschlüs­
sen gelangen – darauf hatte sich 

die Tarifkoordinierungskonferenz im 
Groß- und Außenhandel (GAH) vor Be­
ginn der diesjährigen Entgelttarifrunde 
verständigt. Und genau das gelang auch. 
In Nordrhein-Westfalen, wo die Tarifver­
handlungen am 28. April begonnen 
hatten, wurde bereits gut fünf Wochen 
später, am 6. Juni, der erste Abschluss 
in diesem Jahr erreicht; weitere Landes­
bezirke zogen bald nach.

Großes Dankeschön für 
Teilnahme an Streiks und 
anderen Aktionen

Die für 24 Monate geltenden neuen Ta­
rifverträge sehen eine Erhöhung der Ent­

gelte in diesem Jahr um 2,5 Prozent, im 
kommenden Jahr um weitere 2 Prozent 
vor. Je nach Laufzeit der bisherigen Ta­
rifverträge werden die Erhöhungen zum 
1. August bzw. 1. September dieses und 
des kommenden Jahres fällig. Für die 
Auszubildenden wurde eine Erhöhung 
der Vergütungen um den gleichen Pro­
zentsatz vereinbart. In Bayern und Bran­
denburg werden sie Festbeträge von 30 
Euro in diesem Jahr und 2018 weitere 

20 Euro erhalten. In Bayern, wo es einen 
Entgeltrahmen gibt, wurde zudem die An­
hebung der Entgelte in den so genannten 
W-Stufen um 2 auf 65 Euro ausgehandelt.

»Die Abschlüsse bedeuten eine Erhöhung 
der Realeinkommen«, sagt der ver.di-Bun­
desfachgruppenleiter für den GAH, 
Manfred Wirsch. »Ein großer Dank geht 
an alle Kolleginnen und Kollegen, die die­
sen Erfolg erst durch Streiks und Aktio­
nen möglich gemacht haben.« Wichtig 

sei auch, dass die Auszubildenden nicht 
von der Entgeltentwicklung abgekoppelt 
worden seien, sondern in gleicher Höhe 
am Tarifergebnis teil hätten wie alle an­
deren Beschäftigten. Für die Zukunft 
gelte, dass nur viele aktive Mitglieder 
gute Tarifabschlüsse durchsetzen könn­
ten. »Deshalb heißt es nun: Mitglied 
werden, Mitglieder werben, stärker wer­
den für eine nächste kraftvolle Tarifrun­
de!«� G U D R U N  G I E S E

Kurz vor Verhandlungsbeginn: Mitglieder der ver.di-Tarifkommission für den Groß- und Außenhandel 
in Nordrhein-Westfalen.� FOTO: DIETRICH HACKENBERG

Streiktag in Nürnberg am 16. Mai mit vielen Beschäftigten von Metro C+C� FOTO: HUBERT THIERMEYER

Schnell und gut: Erster 
Abschluss in NRW

In der GAH-Tarifrunde 2017 fan-
den auch an mehreren Edeka-
Standorten Aktionen statt – so 
u.a. in Sachsen-Anhalt (Coswig 
und Osterweddingen) sowie in 
Bayern (Landsberg) �FOTOS: VER.DI

Am letzten Tag im Mai gelang der 
Durchbruch: ver.di konnte mit der 

Metro Logistics Germany (MLOG) die 
Bindung an die Tarifverträge des Groß- 
und Außenhandels für alle Beschäftigten 
vereinbaren, die an einen neuen Stand­
ort wechseln.

Hintergrund der Tarifverhandlungen 
sind die Standortverlagerungen, die 
MLOG seit längerem plant (ver.di Handel 
berichtete). Sieben bestehende Logistik­
standorte sollen geschlossen und durch 
drei große neue ersetzt werden (In Marl 
fand Ende Juni das Richtfest für ein neu­
es riesiges Zentrallager für real,- und 
Metro C+C statt.) Außerdem konnten 
ver.di und der GBR mit dem Arbeitgeber 
vereinbaren, dass jede/r Beschäftigte aus 
den von Schließung betroffenen Stand­
orten ein Arbeitsplatzangebot von MLOG 
erhalten wird. 

Die Details dazu sind ebenso in einem 
Sozialplan und Interessenausgleich ge­
regelt wie die Konditionen für jene Be­
schäftigte, die das Angebot eines neuen 
Arbeitsplatzes an einem anderen Stand­
ort nicht nutzen können. »Mit der Ta­
rifvereinbarung vom 31. Mai gelten nun 

auch für die Kolleginnen und Kollegen 
aus Kamen die besseren Bedingungen 
des Tarifvertrags Groß- und Außenhan­
del NRW, sofern sie von der NGG zu  
ver.di wechseln«, sagt der zuständige 
ver.di-Unternehmensbetreuer Siegmar 
Roder. »Damit gibt es für alle Bestands­
beschäftigten bei der Metro Logistics 
einen einheitlichen Tarifvertrag Groß- und 
Außenhandel der jeweiligen Bundeslän­
der.«

Vereinbarung gilt nur für die
Mitglieder von ver.di

Die Vereinbarung hat die gleiche Lauf­
zeit wie der zuvor geltende Haustarif­
vertrag und kann frühestens zum 30. 
September 2021 gekündigt werden. Wie 
alle von ver.di ausgehandelten Tarifver­
träge, daran erinnert Siegmar Roder, gilt 
auch diese Vereinbarung nur für Mit­
glieder. »Und deshalb sollten wir unbe­
dingt bei MLOG als Gewerkschaft noch 
stärker werden, denn Tarifverträge kön­
nen in der Zukunft am besten verteidigt 
werden, wenn möglichst viele Beschäf­
tigte sich dafür einsetzen!«� G G

D ie Beschäftigten von Metro C&C 
erwarten ein deutliches Umsteuern 

des Arbeitgebers – das zeigte sich bei 
der Betriebsrätekonferenz am 23. und 
24. Mai in Köln sehr deutlich. Während 
der Sprecher der Geschäftsleitung Tho­
mas Storck die Vision vortrug, bis 2020 
zum führenden »Multi-Channel-Händ­
ler« zu avancieren, zeigten die nackten 
Zahlen, wie weit man davon entfernt 
ist. Die Umsätze gingen laut Geschäfts­
führer Finanzen Frank Hammerle deut­
lich zurück, und »nur die vorgenom­
menen Kosteneinsparungen retteten ein 
schwaches Ergebnis«.

Sketche kamen sehr gut an

»Die Beschäftigten sind sauer, weil we­
niger Kolleg/innen immer mehr arbeiten 
müssen, und das mit schlechten Arbeits­
mitteln und bei viel zu geringer Wert­
schätzung«, fasst Manfred Wirsch, für 
ver.di Unternehmensbetreuer bei Metro 
C&C, die Stimmung zusammen. Mitglie­
der verschiedene GBR-Ausschüsse hät­
ten ihre Berichte über die Unzulänglich­
keiten bei Metro C&C teilweise in Gestalt 

von Sketchen vorgetragen. »Das kam 
sehr gut an«, so Manfred Wirsch. »Aber 
der neuen Arbeitsdirektorin Susanne 
Kortendick dürfte das Lachen dann doch 
im Hals steckengeblieben sein.« Auch die 
GJAV-Vertreter/innen begeisterten die 
Anwesenden mit einer Präsentation, in 
der sie zeigten, wie Ausbildung bei Me­
tro C&C abläuft. Gut offensichtlich – 
denn die Absolventen sind bei den 
Wettbewerbern sehr begehrt!

Wieviel Unmut der Arbeitgeber Met­
ro C&C in den zurückliegenden Monaten 
unter den Beschäftigten erzeugt hat, 
zeigte sich schließlich auch noch einmal 
bei der Diskussion über die Zahlung von 
1.500 Euro in die Altersvorsorge der 
Verwaltungsbeschäftigten (ver.di-Handel 
berichtete). Inzwischen hat ver.di gemein­
sam mit dem GBR als Kompensation für 
die rund 10.000 Beschäftigten in den 
Märkten, Depots und Regionalbetrieben 
den Ausschluss betriebsbedingter Kün­
digungen bis zum 30. September 2018 
erwirkt. Sie sollen allerdings auch noch 
einen finanziellen Ausgleich erhalten. 
Im Juni wurde dazu erstmals verhandelt 
– vorerst ohne Ergebnis.� G G

Tarifvertrag 
gesichert

Mehr als  
schöne Worte

M E T R O  L O G I S T I C S :  E I N H E I T L I C H E  B E D I N G U N G E NK R I T I K  B E I  B E T R I E B S R Ä T E K O N F E R E N Z  M E T R O  C & C

H Ö H E R E  R E A L E I N K O M M E N  I M  G R O S S -  U N D  A U S S E N H A N D E L

Leiharbeit  
begrenzen
Das Dänische Bettenlager ist ein euro-
paweit agierendes Handelsunterneh-
men für Betten, Matratzen, Klein- und 
Gartenmöbel, Teppiche und Dekoarti-
kel, zu 100 Prozent Tochtergesellschaft 
des JYSK-Konzerns. Die bundesweit 
mehr als 930 Filialen werden dabei von 
drei Logistikstandorten unter dem Na-
men Bettenwelt mit Waren versorgt: 
Zarrentin, Homberg und Kammlach. 
Am Standort im hessischen Homberg/
Efze gibt es seit Wochen Proteste und 
Streiks. Die Beschäftigten kämpfen für 
einen Standortsicherungstarifvertrag, 
der die Anzahl der Stammbelegschaft 
sichern und ausbauen soll.
»Der Konzern ist sehr erfolgreich und 
fährt hohe Gewinne ein«, weiß Manu-
el-Lars Sauer, Streikleiter und Verhand-
lungsführer von ver.di. »Bisher hat die 
Geschäftsleitung des Dänischen Bet-
tenlagers sich den Gesprächen verwei-
gert.« Ende April war der Geschäfts-
führer nicht zur Auftaktverhandlung 
erschienen, obwohl er zugesagt hatte. 
Daraufhin rief ver.di die rund 200 Be-
schäftigten des Logistikzentrums der 
Bettenwelt in Homberg/Efze zu einem 
ersten Warnstreik auf. »Wir wollen 
eine Begrenzung der Leiharbeitsquote 
und der Werkvertragsbeschäftigten 
erreichen«, erklärt Manuel-Lars Sauer. 
Maximal 10 Prozent solle die Leihar-
beitsquote betragen, und ab dem 

sechsten Monat der Beschäftigung 
sollen Leiharbeitnehmer/innen genau-
so viel Entgelt wie die Festangestellten 
erhalten. Das wären 13,62 Euro Stun-
denlohn analog zum Tarifvertrag für 
den Groß- und Außenhandel in Hessen. 
Ab dem zwölften Beschäftigungsmo-
nat sollen sie fest von der Bettenwelt 
übernommen werden.
»Obwohl wir dem Arbeitgeber schließ-
lich im Mai einen Tarifvertragstext 
zugeschickt haben, reagierte er nicht 
einmal.« Daraufhin rief ver.di wiede-
rum zum Streik auf. Ende Mai beteili-
gte sich die Mehrzahl der Festange-
stellten für eine Woche am Arbeits-
kampf. Und auch im Juni nahm das 
Gros dieser Beschäftigtengruppe an 
einem ver.di-Streik in Kassel teil. Ma-
nuel-Lars Sauer: »Wir sind bestürzt 
darüber, wie das Unternehmen die 
Forderungen der Belegschaft mit Fü-
ßen tritt.« Die Probleme der Bettenwelt 
in Gestalt der zu hohen Leiharbeit-
nehmerquote sollten endlich tariflich 
gelöst werden. Ein hochgradig erfolg-
reiches Unternehmen wie das Dänische 
Bettenlager dürfe sich nicht seiner 
Verantwortung entziehen.� G G

B E T T E N W E LT

Bettenwelt-Streik� FOTO: HEINZ 

ROHDE, HESSISCHE ALLGEMEINE



die Anziehungskraft des stationären 
Einzelhandels seien. »Hier sind viele 
Fehler gemacht worden. Für junge Leute 
ist die Arbeit im Einzelhandel heute nicht 
attraktiv, auch weil es kaum Vollzeitstel­
len sowie viele befristete Arbeitsverträ­
ge gibt und sich der Beruf oft schlecht 
mit Familien- oder Pflegeaufgaben ver­
einbaren lässt.«

Die Diskutant/innen einte die Einschät­
zung, dass mehr Vernetzung von Betrie­
ben sowie die Verbindung von stationärem 
mit Online-Handel immer wichtiger würden. 
Günter Althaus, Präsident des Mittel­
standsverbunds ZGV, wies auf Defizite 
von Chefs kleiner und mittlerer Unter­
nehmen bei der Digitalisierung hin. Stefa­
nie Nutzenberger betonte, dass ein ent­
sprechender Rahmen, u.a. durch die All­
gemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen 
geschaffen werden müsse, die eine 
wichtige Voraussetzung für einen guten 
Wettbewerb und eine Verbindung von 
stationär und online ist. »Und auch für 
attraktivere Arbeitsbedingungen, die im 
Einzelhandel dringend notwendig sind.«

Bundeswirtschaftsministerin Brigitte 
Zypries (SPD) hatte zu Beginn kurz auf 
den Abschlussbericht der »Dialogplatt­
form« hingewiesen. In zahlreichen Work­
shop-Sitzungen seien praxisnahe Ergebnis­
se für den Einzelhandel zusammengetra­
gen worden. � G U D R U N  G I E S E

www.dialogplattform-einzelhandel.de

Der Streit um den arbeitsfreien Sonn­
tag eskaliert: Ein Bündnis von Wa­

renhaus- und Shopping-Center-Betrei­
bern mit Karstadt und Kaufhof an der 
Spitze (Titel: »Selbstbestimmter Sonn­
tag«) fordert jetzt von der Politik die 
weitere Liberalisierung von Sonntags­
öffnungen. Dieser Vorstoß zur Zerstö­
rung des wichtigsten Zeitankers unserer 
Gesellschaft ist bei Gewerkschaften und 
Kirchen sofort auf heftige Ablehnung 
gestoßen, selbst aus dem Unternehmer­
lager kommen viele skeptische bis kri­
tische Stimmen. 

»In der Tat gewinnt ver.di
fast jeden Prozess«

Die bundesweit aktive »Allianz für den 
freien Sonntag«, zu der ver.di und die 
Arbeitnehmer/innen-Organisationen der 
beiden großen Kirchen gehören, spricht 
von einem »weiteren, massiven Angriff 
auf die Rechtsgrundlagen der gesetzlich 
geschützten Sonntagsruhe«. Eine klare 
Absage erteilen sie auch den Plänen der 
neuen Landesregierung von CDU und 
FDP in NRW, die es den Kommunen laut 
Koalitionsvertrag grundsätzlich ermög­

dramatischen Vernichtungswettbewerb 
liefern, der besonders zu Lasten der Be­
schäftigten, der Zulieferländer, der klei­
nen und mittelständischen Unternehmen 
sowie der Verbraucher/innen geht, be­
klagen sie jetzt lautstark eine angebliche 
Benachteiligung durch den Onlinehandel. 
Dieser könne anders als der stationäre 
Handel auch an den Sonntagen Bestel­
lungen aufnehmen. 

Angriff auf den wichtigsten
»Zeitanker« stoppen!

»Auch die großen Warenhausketten sind 
längst Mitspieler im Onlinehandel. Ver­
lierer werden einmal mehr die vielen 
kleinen Geschäfte sein, die die Kosten 
für Sonntagsöffnungen kaum stemmen 
können. Die Folge ist gerade dadurch 
eine zunehmende Verödung der Innen­
städte«, argumentiert Stefanie Nutzen­
berger. »Geflissentlich wird verschwie­
gen, dass zwar am Sonntag bestellt wer­
den kann, aber erst ab Montag – teil­
weise Wochen später – ausgeliefert wird. 
Und auch Amazon wurde mit Recht und 
per Gerichtsentscheid die Sonntagsar­
beit untersagt«, so Hubert Thiermeyer, 

lichen will, die Öffnung der Geschäfte 
an bis zu acht Sonn- und Feiertagen zu 
genehmigen. 

Die geltende Rechtslage ist eindeutig. 
Anders als die Shopping-Befürworter 
behaupten, besteht keine Rechtsunsi­
cherheit. Erst im Mai habe das Bundes­
verwaltungsgericht bekräftigt, »dass für 
jede Sonntagsöffnung ein wirklich hin­
reichender Sachgrund existieren muss«, 
so ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ste­
fanie Nutzenberger. »Der Sonntagsschutz 
ist ein hohes verfassungsrechtliches Gut. 
Ökonomische Interessen der Händler 
oder das Interesse, einkaufen zu gehen, 
reichen alleine nicht aus.« 

In dem Verfahren erklärte das Bundes­
verwaltungsgericht eine Verordnung der 
Stadt Worms für rechtswidrig. Damit 
setzt sich eine juristische Erfolgsserie von 
ver.di fort. Zuletzt konnten auch rechts­
widrige Öffnungen u.a. in Düsseldorf, 
Bochum, Baden-Baden, Weiterstadt, Plau­
en und Augsburg vereitelt werden. »In 
der Tat gewinnt ver.di fast jeden Prozess«, 
merkt das Fachblatt »Der Handel« an. 
Auch argumentativ haben ver.di und die 
Sonntagsallianz die besseren Karten. 
Während die Handelskonzerne sich einen 
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Anfang Juni wurden im Ministerium die 
Ergebnisse des zweijährigen Diskussions­
prozesses präsentiert.

Der Konsens: Innenstädte
müssen attraktiver werden

Bei einer Podiumsdiskussion wurden die 
Knackpunkte des Themenfeldes zusam­
mengetragen. Dass die Innenstädte at­

traktiver werden müssten, um dem stark 
wachsenden Online-Handel Paroli bieten 
zu können, war Konsens. Stefanie Nut­
zenberger, ver.di-Vorstandsmitglied für 
den Handel, verwies darauf, wie sehr 
der Vernichtungswettbewerb zur Konzen­
tration im Handel und damit auch zur 
Monotonie der Innenstädte beigetragen 
hätte. Sie kritisierte zudem, dass Online-
Anbieter wie Amazon im Vergleich er­
heblich weniger Steuern zahlten und 
ihre Beschäftigten nicht nach dem Ein­
zelhandelstarif entlohnten und sich da­
mit Wettbewerbsvorteile verschafften.

Während HDE-Präsident Josef Sankt­
johanser einmal mehr die Ausdehnung 
der Sonntagsöffnungen forderte, stellte 
Stefanie Nutzenberger klar, dass keine 
Änderungen nötig seien und verwies u.a. 
auf Bayern, wo der Einzelhandel trotz 
restriktiver Öffnungszeiten wirtschaftlich 
stark sei. »Auch kleine und mittlere Un­
ternehmen wollen keine Ausweitung der 
Sonntagsöffnung. Außerdem schützt das 
Grundgesetz den Sonntag.« (siehe auch 
Beitrag zum Sonntagsschutz auf dieser 
Seite). Dem ver.di-Bundesvorstandsmit­
glied blieb es vorbehalten, auf die Be­
schäftigten hinzuweisen, deren Qualifi­
kation und Arbeitsfreude wesentlich für 

Von den Folgen der Digitalisierung 
und der demografischen Entwick­

lung bleibt kein Bereich ausgespart – auch 
nicht der Handel. Aus diesem Grund 
initiierte das Bundeswirtschaftsministe­
rium im April 2015, damals noch unter 
Leitung von Sigmar Gabriel (SPD), die 
»Dialogplattform Einzelhandel«, an der 
Expert/innen aus Politik, Verbänden, 
Kammern und von ver.di beteiligt waren. 

Digitale Herausforderung

Stefanie Nutzenberger bei der Auftaktveranstaltung� FOTO: BMWI.DE

Gute Argumente für den Sonntag� FOTO: CHRISTIAN POLENTZ/TRANSIT-FOTO

» A L L I A N Z  F Ü R  D E N  F R E I E N  S O N N T A G «  W I D E R L E G T  A R B E I T G E B E R B Ü N D N I S 

» D I A L O G P L A T T F O R M  E I N Z E L H A N D E L «  B I L A N Z I E R T  Z W E I J Ä H R I G E N  D I S K U S S I O N S P R O Z E S S

ver.di-Landesfachbereichsleiter Handel 
in Bayern. »Dabei liegen die Vorteile des 
stationären Handels auf der Hand: Pro­
fessionelle Beratung, ein Angebot zum 
Anfassen und vielfältiger Service. Doch 
leider haben gerade die Handelskon­
zerne diese Vorteile durch massiven 
Personal- und Serviceabbau sowie An­
gebotseinschränkungen leichtfertig ver­
spielt.« Solche Fehler könnten nicht 
durch verkaufsoffene Sonntage korri­
giert werden. Abgesehen davon werde 
durch längere Öffnungszeiten nicht 
mehr gekauft, der Umsatz werde ledig­
lich verschoben: Von der Woche ins 

Wochenende und von den kleinen Läden 
hin zu den Konzernen.

In Wahrheit schmieden die Arbeitge­
ber, die die Sonntagsöffnung schrittwei­
se komplett freigeben wollen, ein »Bünd­
nis für schlechte Arbeit und gegen Fa­
milien«. Dieser Angriff auf den wich­
tigsten gesellschaftlichen Zeitanker ist 
Teil des Vernichtungswettbewerbs, der 
sich weit über den Handel hinaus nega­
tiv auswirkt und dringend gestoppt 
werden muss. Erst dann wird der Begriff 
»Selbstbestimmter Sonntag!« wieder 
eine richtig gute Bedeutung bekommen.
� A N D R E A S  H A M A N N

sie viele Rechte haben und zum Beispiel 
als Azubis keine Überstunden leisten 
müssen«, so Franziska Foullong. »Doch 
die Durchsetzung ihrer Rechte trauen 
sie sich nicht zu.« Das erscheint nicht 
ganz abwegig, gibt es doch oft keinen 
oder einen sehr schwachen Betriebsrat. 

waren es im selben Jahr sogar 22,4 Pro­
zent, wie aus einer Studie des WABE-In­
stituts hervorgeht. Die niedrigsten Ab­
brecherquoten weist danach seit Jahren 
die Ausbildung von Kaufleuten im Groß- 
und Außenhandel auf: Zwischen 5,2 und 
5,8 Prozent lag der Wert stets zwischen 
2010 und 2015, während von den an­
gehenden Kaufleuten im Einzelhandel 
12,7 Prozent (2015) abbrachen.

Großes Interesse von Azubis
bei der Berufsschultour

Dass die betriebliche Ausbildung nicht 
überall optimal verläuft, erfuhr Franzis­
ka Foullong auch bei der diesjährigen 
Berufsschultour, die sie gemeinsam mit 
Marcel Voges vom DGB Berlin-Branden­
burg zum Oberstufenzentrum Handel 
in Berlin-Kreuzberg führte. »Das Inte­

resse an ver.di, an Fragen der Mitbe­
stimmung und an den Rechten der 
Auszubildenden ist riesengroß«, stellte 
sie einmal mehr fest. Doch den Schritt 
zum Gewerkschaftseintritt vollzieht bis­
her nur eine Minderheit. Allgemein 
grassiere die Angst. »Sie merken, dass 

Nachwuchskräfte sind knapp. Arbeit­
geber beklagen regelmäßig, dass 

viele Bewerber/innen für eine Ausbil­
dungsstelle im Handel nicht die richtigen 
Voraussetzungen mitbrächten. Dabei 
stellt sich freilich die Frage, welche Vo­
raussetzungen das sind – die Ausbil­
dungszeit soll ja dazu dienen, dem 
Nachwuchs das nötige Fachwissen zu 
vermitteln.

»Regelmäßig fördert der DGB-Ausbil­
dungsreport zutage, wie oft Azubis in 
Handelsberufen zu fachfremden Arbei­
ten herangezogen oder zu Überstunden 
angehalten werden«, sagt Franziska 
Foullong, ver.di-Jugendsekretärin für den 
Handel. »Hier ist ein Umdenken der Ar­
beitgeber überfällig.« Dass in einigen 
der Ausbildungsbetriebe etwas im Argen 
liegen muss, belegen auch die Abbre­
cherzahlen: 2015 etwa beendeten 18,8 
Prozent der Auszubildenden zum/zur 
Fachlageristen/in vorzeitig ihre Ausbil­
dung. Bei angehenden Verkäufer/innen 

Wissenslücken schließen
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So erklärt sich wohl auch das mangel­
hafte Wissen der Auszubildenden über 
grundlegende Demokratiefragen und 
über die Mitbestimmung. »Wir müssen 
immer wieder bei null anfangen. In der 
Schule und im Betrieb haben die Azubis 
kaum etwas über diese Bereiche ge­
lernt.« Schnell werde dem Nachwuchs 
klar, wie stark sie von gelebter Mitbe­
stimmung profitieren würden, etwa 
dann, wenn sie ausrechnen, wie groß 
die Lücke zwischen tariflicher und eige­
ner Ausbildungsvergütung ist. Franziska 
Foullong: »Wir müssen und wollen hier 
ansetzen, die Wissenslücken füllen und 
damit letztlich Vorfeldarbeit für die spä­
tere Entwicklung im Betrieb leisten.« Für 
einen Gewerkschaftsbeitritt und Enga­
gement in Jugend- und Auszubildenden­
vertretung oder im Betriebsrat ist es 
schließlich nie zu spät.� G G

handel.verdi.de/ueber-uns/ 
jugend-im-handel, 

www.jugend-macht-tarif.info

So geht selbstbestimmt:
Arbeitsfrei am Sonntag

haben sich der GBR und ver.di sowie 
eine Betriebsräteversammlung Mitte 
Juni vehement ausgesprochen. Als Re-
aktion auf das Negativecho hat der 
Mutterkonzern Inditex einen vorüber-
gehenden Einstellungstopp für Leihar
beitskräfte angewiesen, wie bei ver.di- 
zara.blogspot.de zu erfahren ist. »Es 
ist und bleibt eine Frechheit, wie Mit-
arbeiter beider Unternehmen behan-
delt werden«, so der Münchener ver.di-
Sekretär Dominik Datz.
Die Textilkette H&M versucht gleich in 
drei Fällen, aktive Betriebsräte mit fa-
denscheinigen Begründungen zu kündi
gen. Ein Kollege aus Tübingen, Betriebs
ratsvorsitzender und GBR-Mitglied, 
bekam am 20. Juni vor dem Arbeits-
gericht Recht. Er wehrte sich in erster 
Instanz erfolgreich gegen den Vorwurf, 
er hätte Beschäftigtenrechte zum Ver-
kauf gestellt. Die Kündigung eines 
Betriebsratskollegen aus Leverkusen 
ist ebenfalls erstinstanzlich zurückge-
wiesen worden. Am 28. Juli geht der 
Rechtsstreit vor das Landesarbeitsge-
richt Düsseldorf. In Bonn will H&M den 
Betriebsratsvorsitzenden einer Filiale, 
ebenfalls GBR-Mitglied, loswerden. Er 
soll angeblich Arbeitszeit manipuliert 
haben, was er bestreitet. ver.di hat das 
Unternehmen im Juni nachdrücklich 
aufgefordert, die Kündigungen sofort 
fallen zu lassen.� A H A
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